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Die Schweiz erhält ihr erstes Kinderhospiz
Familien von schwerstkranken und todgeweihten Kindern bekommen Unterstützung

ERICH ASCHWANDEN, RIEDBACH BEI BERN

Der 13.August 2024 wird für die 9-jäh-
rige Xenia Rindlisbacher ein ganz be-
sonderer Tag. Das von Geburt an kör-
perlich und geistig schwer behinderte
Mädchen wird das erste Kind sein,
das in der Schweiz in ein spezialisier-
tes Kinder- und Jugendhospiz einzieht.
Bisher gab es solche stationären Ein-
richtungen nur für Erwachsene, nicht
aber für Kinder und Jugendliche mit
ihren Familien.

Xenia, die mit einem seltenen Gen-
defekt zur Welt gekommen ist, braucht
24 Stunden Betreuung und Pflege, die
fast ausschliesslich ihre Eltern sicher-
stellen. Immer wieder hat das Mäd-
chen Lungenentzündungen oder an-
dere Krankheiten, die Operationen er-
fordern. Das zehrt an den Kräften der
Eltern. «Wir freuen uns daher sehr, dass
wir unsereTochter für zweiWochen ver-
trauensvoll in die Hände professionel-

ler Betreuerinnen und Betreuer geben
können», erklärte ihr Vater Urs Rindlis-
bacher amDonnerstag an einerMedien-
konferenz.

Leben und Tod beieinander

Das erste Kinderhospiz der Schweiz
befindet sich in einem komplett um-
gebauten Bauernhaus in Riedbach,
einem kleinen Weiler am Stadtrand
von Bern. So idyllisch die Umgebung
ist, so hart ist das Schicksal der Kinder
und ihrer Familien, die in der Einrich-
tung der Stiftung Allani aufgenommen
werden. Es sind Kinder und Jugend-
liche mit lebensverkürzenden Krank-
heiten (Krebs, Gendefekte, neurologi-
sche Diagnosen).

Schwerstkranke Kinder können ihre
letzte Lebensphase in einem Kinder-
hospiz verbringen und dort auch ster-
ben. Dies im Beisein ihrer Familie, in
einer kindgerechten Umgebung und

mit professioneller palliativmedizini-
scher Betreuung. «Kinderhospize sind
aber auch ein Ort des Lebens», sagt
Simone Keller, Palliative-Care-Exper-
tin und Stiftungsrätin von Allani. «Hier
erhalten Familien, die ihre erkrankten
Kinder über Jahre hinweg betreuen, die
nötige Unterstützung und Entlastung.»
Ein besonderesAugenmerk gelte dabei
auch den Geschwisterkindern, die im
Alltag oft zu kurz kämen. Sie werden
im neuen Kinderhospiz unter anderem
von Freiwilligen betreut.

Das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) hat 2023 vertiefte Abklärungen
zum Bedarf an pädiatrischer Palliative
Care in der Schweiz durchgeführt. Ge-
mäss dieser Studie leiden in der Schweiz
rund 10 000 Kinder und Jugendliche an
lebensverkürzenden Krankheiten. Die
Nachfrage nach Betreuungsplätzen für
eine kürzere oder längere Auszeit der
Familien ist also durchaus vorhanden.
Dennoch dauerte es acht Jahre, bis die

Stiftung Allani das Kinderhospiz eröff-
nen konnte. Allani war die Göttin der
Unterwelt der Hurriter, eines bronze-
zeitlichen Volkes im Alten Orient.

Der Stiftungsrat Patrick Schafer führt
die lange Entstehungszeit der Einrich-
tung nicht zuletzt darauf zurück, dass
die Politik in der Schweiz solche Insti-
tutionen schlicht nicht vorsieht. «Es gibt
keine staatliche Unterstützung, die über
die Beiträge der IV und der Kranken-
kassen hinausgeht», sagt der Theologe,
der als Seelsorger am Berner Inselspital
tätig ist. Diese decken maximal 30 Pro-
zent der anfallenden Kosten.

Das erste Kinderhospiz der Schweiz
ist deshalb fast ausschliesslich auf pri-
vate Geldgeber angewiesen. Spenden
von Stiftungen und Privatpersonen
ermöglichten den 5,9 Millionen Fran-
ken teuren Umbau des Bauernhauses
aus dem 17. Jahrhundert. Die Familien,
die ihre Kinder begleiten, bezahlen 50
Franken pro Tag. Dies vor allem für
die Verpflegung.

2,9 Millionen Franken für das erste
und 3,5Millionen Franken für das zweite
Betriebsjahr sind ebenfalls bereits vor-
handen. Das sei nötig, weil man nicht
davon ausgehen könne, dass sich an der
öffentlichen Finanzierung bis 2026 etwas
ändere, sagt Schafer. Immerhin hat der
Kanton Bern das erste Kinderhospiz der
Schweiz ermöglicht, indem er die Be-
willigung als Spitex-Betrieb erteilt hat.
Als Pflegeheim,das von der öffentlichen
Hand subventioniert würde, ist Allani
jedoch nicht anerkannt.

Keine Spitalatmosphäre

Umso erstaunlicher ist angesichts die-
ser hohen Hürden dasAngebot, das ab
dem 13.August zur Verfügung steht.
Das Kinderhospiz bietet Platz für bis
zu acht Kinder und Jugendliche. 25
vorwiegend in Teilzeit tätige Pflege-
fachpersonen sowie über 165 ehren-
amtliche Freiwillige sorgen dafür, dass
die Kinder und ihre Eltern während
365 Tagen professionell betreut wer-
den. Der Aufenthalt der Kinder und
ihrer Familien soll in der Regel ein
bis drei Wochen dauern.

Die Schlafräume des unter Denkmal-
schutz stehenden Hauses sind geräumig
und mit den modernsten Hilfsmitteln
ausgestattet. So ist in allen Zimmern
die Versorgung mit Sauerstoff sicher-
gestellt. Trotzdem kommt keine Spital-
atmosphäre auf. Dafür sorgen die Spiel-

möglichkeiten, die überall im Haus ge-
schaffen wurden. Die Atmosphäre ist
heimelig, so dass sich die Kinder wohl
und geborgen fühlen. Unter der alten
Linde sollen Kranke und Gesunde eine
Ruheoase finden.

«Mit der Eröffnung geht für mich ein
grosser Traum in Erfüllung», sagt der
Stiftungsrat Schafer. «Es zeigt sich, dass
man mit Hartnäckigkeit, Ausdauer und
Teamarbeit etwas erreichen kann.» Er

ist sich bewusst, dass das Berner Kinder-
haus nur einen Teil des grossen Bedarfs
abdecken kann. Doch auch in anderen
Regionen der Schweiz tut sich etwas.

Spatenstich im Kanton Zürich

Am 27. Juni wurde in Fällanden der
Grundstein für das Kinderhospiz Fla-
mingo gelegt. Hinter dem Projekt steht
die Stiftung Kinderhospiz Schweiz,
die 2009 von betroffenen Eltern und
Unterstützern der Kinderhospizbewe-
gung gegründet wurde. Das Kinder-
hospiz auf einem Grundstück in der
Nähe des Greifensees soll ab Ende 2025
wie in Bern bis zu acht Kinder und
Jugendliche beherbergen. Im Gegen-
satz zum Kinderhospiz in Bern hat das
Projekt in Zürich Gelder aus dem Ge-
meinnützigen Fonds des Kantons er-
halten. Der Bau wird mit 6 Millionen
Franken unterstützt.

In Basel plant der Verein «Mehr
Leben» ein Palliativzentrum mit eben-
falls acht Betten, das generationenüber-
greifend angelegt ist. Schwerstkranke
Menschen aller Generationen und ihre
Angehörige sollen hier einen Ort der
Entlastung finden, heisst es auf der
Website der Organisation. Ein Eröff-
nungstermin für das Zentrum steht
noch nicht fest.

Das Kinderhospiz verfügt über zahlreiche Spielmöglichkeiten. PETER KLAUNZER / KEYSTONE
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und Privatpersonen
ermöglichten den
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Bauernhauses aus
dem 17. Jahrhundert.

Oppositionspartei will Radio Liechtenstein privatisieren
Im Herbst entscheidet das Volk über die Zukunft des öffentlichrechtlichen Senders

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Radio Liechtenstein, der öffentlich-
rechtliche Sender des Fürstentums, steht
wieder einmal im Zentrum heftiger Dis-
kussionen. Regierung und Parlament
haben sich noch vor der Sommerpause
auf einen höheren Staatsbeitrag verstän-
digt, um dem Radio dasWeiterbestehen
für die nächsten Jahre zu sichern. Bei-
nahe gleichzeitig lancierte die Opposi-
tionspartei Demokraten pro Liechten-
stein eine Initiative, die den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk auflösen und den
Radiosender privatisieren will.

Trotz Ferienzeit seien über 1700
Unterschriften für das Volksbegehren
zustande gekommen, gaben die Demo-
kraten pro Liechtenstein bekannt. Zur
Gültigkeit des Volksbegehrens und da-
mit für eine Volksabstimmung über die
Abschaffung des öffentlichrechtlichen
Rundfunks sind lediglich 1000 Unter-
schriften von Stimmberechtigten not-
wendig. Schon fünf Jahre vorher hatte
die Partei mit einer Motion die Priva-
tisierung gefordert, war aber am Nein
der anderen Parteien gescheitert. Ihrem
Ziel ist die Oppositionspartei nun einen
Schritt näher gekommen.

Die Initianten kritisieren, in den letz-
ten Jahren seien zu viele Steuergelder

in den Sender investiert worden, die
Aufhebung des öffentlichrechtlichen
Status und die finanzielle Gleichstel-
lung mit anderen Medien über die all-
gemeine Medienförderung dränge sich
auf. Wirtschaftsministerin Sabine Mo-
nauni, in der Regierung zuständig für
Medienpolitik, dagegen warnt vor dem
Volksbegehren: Die Privatisierungs-
initiative sei in Wahrheit eine Abschaf-
fungsinitiative.

Finanzspritze in letzter Minute

Dass beide Strategien für Radio Liech-
tenstein gleichzeitig laufen,erscheint auf
den ersten Blick verwirrend. Der Hin-
tergrund aber ist, dass das Parlament
der Regierung im vergangenen Herbst
denAuftrag erteilte, ein Konzept zur zu-
künftigenAusrichtung vonRadioLiech-
tenstein vorzulegen. Dieser Auftrag er-
folgte, nachdem der Staat dem Sender
mit einer Finanzspritze zu Hilfe hatte
eilen müssen, um einen Konkurs abzu-
wenden. Zu jenem Zeitpunkt aber hat-
ten die Demokraten pro Liechtenstein
bereits eine Volksinitiative zur Privati-
sierung des Senders angekündigt.

In einer Dokumentation, die an alle
Haushalte ging, hatte die Partei noch-
mals die wichtigsten Beweggründe für

dieVolksinitiative dargelegt.Die Priva-
tisierung habe nicht die Auflösung von
Radio Liechtenstein zum Ziel, sondern
den Übergang von einem Staatssender
zu einem Privatradio, das als Informa-
tions- und Unterhaltungssender nach
unternehmerischen Prinzipien geführt
werden müsse. In Zukunft sollten alle
Medien in gleicher Weise durch die
geltende Medienförderung in Liech-
tenstein unterstützt werden.

Nach Berechnung der Demokraten
pro Liechtenstein erhält der Sender
derzeit Staatsgelder, die rund 70 Pro-
zent der gesamten Medienförderung
ausmachen. Diese Bevorzugung eines
einzelnen Mediums hält die Partei für
nichtmehr gerechtfertigt,umsoweniger,
als über die Verbreitung des Senders
in Liechtenstein und der Nachbarschaft
schon seit einigerZeit keinenachprüfba-
renDatenmehr vorlägen.DieRegierung
wie auch die Opposition teilen die Auf-
fassung, die staatliche Medienförderung
sei ein zentrales Element für das Über-
leben der Medien. Dabei unterstreicht
dieRegierung,bisher habeLiechtenstein
eine klare Trennung zwischen privaten
Medien und dem öffentlichrechtlichen
Rundfunk vorgenommen.

Während die privaten Medien die
Förderung nach bestimmten Kriterien

wieAuflage,Berichterstattung über na-
tionale Politik, Wirtschaft und Kultur
sowie Ausbildung der Angestellten er-
hielten, erfülle der öffentlichrechtliche
Radiosender einen Service-public-Auf-
trag, der mit einem speziellen Staats-
beitrag abgegolten werde. Dieser Pro-
grammauftrag enthalte die Verpflich-
tung zur Neutralität, Ausgewogen-
heit und Vielfalt sowie den Verzicht
auf eine Bezahlschranke. Solche Auf-
lagen könnte ein privater Radiosender,
der die gleiche Förderung wie andere
Medien erhalte, nicht erfüllen.

Vorgerechnet wird, dass ein Privat-
sender mit staatlicher Medienförde-
rung undWerbeeinnahmen zu Gesamt-
einnahmen von 1,3 Millionen Franken
käme,womit die gegenwärtigen Jahres-
ausgaben von Radio Liechtenstein nur
zu einem Drittel gedeckt wären. «Ein
Radio Liechtenstein mit dem bestehen-
den Leistungsauftrag ist mitWerbeein-
nahmen jedenfalls nicht profitabel zu
betreiben», schreibt die Regierung als
Schlussfolgerung aus diesen Zahlen.
Andernfalls müsste mit einem massi-
ven Abbau der Programmleistungen
gerechnet werden, zumal sich nachAn-
sicht der Regierung kaum ein privater
Investor finden lasse, um die Finanz-
lücke zu füllen.

Die Demokraten pro Liechten-
stein liessen bei der Lancierung ihrer
Volksinitiative die Finanzierungsfrage
offen – bis auf den Hinweis, nach der
Privatisierung müsse der Radiosender
bei der staatlichen Medienförderung
die gleiche Behandlung wie andere
Medien erfahren. Der Regierung wird
bei einer Annahme der Initiative bis
Ende 2025 Zeit gegeben, die Privati-
sierung vorzunehmen und die Finan-
zierungsfrage zu lösen.

Nur knapp 20 Prozent Hörer

Mit dem Zustandekommen der Volks-
initiative wird das Volk im Herbst das
letzteWort haben. Bei dieser Entschei-
dung dürfte die Frage die Hauptrolle
spielen, ob Liechtenstein auch in Zu-
kunft einen eigenen Radiosender
haben soll. Die Zahlen einer von der
Regierung in Auftrag gegebenen Um-
frage von Anfang 2024 geben dazu
einen kleinen Hinweis: Nur knapp ein
Fünftel der Befragten hört jeden Tag
Radio Liechtenstein. Einen eigenen
liechtensteinischen Radiosender hiel-
ten 43 Prozent für wichtig oder sehr
wichtig, auf der anderen Seite waren
46 Prozent der Befragten gegenteili-
ger Meinung.
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Schweizer Lehrer sind am Limit
Die integrative Schule sorgt laut einer Studie für Unzufriedenheit bei der Lehrerschaft

ANDREA FOPP, BERN

Im Jahr 2002 titelte die NZZ: «Schwei-
zer Lehrer sind unzufriedener gewor-
den». Im Jahr 2014 berichtete sie, die
Lehrpersonen seien gestresst und lit-
ten unter Überforderung und Burnouts.
Zehn Jahre später hat sich daran offen-
bar wenig geändert. Das zeigt die fünfte
repräsentative Studie des Dachverbands
Lehrerinnen und Lehrer. 16 500 Lehrer,
schulische Heilpädagogen oder Schul-
leiter aus der Deutschschweiz und 2230
Personen in der Romandie wurden da-
für online befragt. Resultat: Deutsch-
schweizer Lehrpersonen geben ihrem
Beruf nur die Note 4,2. In der West-
schweiz reicht es mit der Note 3,9 nicht
einmal für ein «genügend».

Viele Lehrpersonen freuen sich zwar
laut der Studie über die Möglichkeit,
Teilzeit zu arbeiten, und sehen einen
Sinn in der Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen.Auch sehen sie die Löhne
positiver als bei der letzten Befragung
im Jahr 2014. Doch die Lehrer leiden
unter dem administrativenAufwand so-
wie der Belastung durch die integrative
Schule und die individuelle Förderung.
Dazu kommen der Lehrermangel und
die Digitalisierung des Unterrichts.

«Grundsätzlich sind Lehrpersonen
glücklich im Beruf, aber es gibt Warn-
signale», sagte Dagmar Rösler, Zentral-
präsidentin des Dachverbands Lehre-
rinnen und Lehrer Schweiz (LCH), am
Donnerstag in Bern vor den Medien.
Viele Lehrerinnen und Lehrer könn-
ten in der Freizeit nicht mehr abschal-
ten. «Sie kommen dann ins Grübeln und
verlieren ihr Selbstbewusstsein», sagte
Rösler. Das führe zu einer abnehmen-
den Unterrichtsqualität oder Burnouts.

Zurück zur Förderklasse?

Einige Politiker dürften sich durch die
neuen Studienergebnisse bestätigt füh-
len, beispielsweise Thierry Burkart.
Seine FDP sorgt sich um das Wohl der
Lehrer und Schüler und um die Quali-
tät der Schweizer Bildung. Im Juni hat
die Partei ein Positionspapier publiziert.
Darin bezieht sich der Freisinn unter
anderem auf die Pisa-Studie 2022.Diese
hat ergeben, dass 25 Prozent der 15-Jäh-
rigen nicht verstehen, was sie lesen, und
auch die mathematischen Kompetenzen
sich verschlechtert haben.

Burkart macht unter anderem die
integrative Schule verantwortlich, diese
sei «gescheitert», sagte er Ende Juni dem
«Tages-Anzeiger».Die Schule integriere

zu viele «Sonderfälle» in die Regel-
klassen. Die FDP fordert daher einen
Marschhalt, man müsse zu «geordneten
Klassenverbänden mit weniger Bezugs-
personen» zurückkehren.

Davon hält die oberste Lehrerin Dag-
mar Rösler allerdings nichts: «Die inte-
grative Schule ist nicht der Beelzebub»,
sagte sie am Donnerstag. Die Mehrheit
der Schweizer Lehrpersonen stehe hin-
ter dem integrativen Anspruch. Diese
Aussage hat der Lehrerverband aller-
dings wissenschaftlich nicht abschlies-
send geklärt. So hat die Studie die Lehr-
personen nicht explizit gefragt, ob sie
die integrative Schule sinnvoll finden
oder sie als gescheitert betrachten. Rös-
ler zieht ihre Überzeugung vielmehr aus
den freien Kommentaren, welche Lehr-
personen im Fragebogen anfügen konn-
ten, und aus Gesprächen mit den Kanto-
nalverbänden.

Ausserdem weist Rösler auf die For-
schung zu den Vor- und Nachteilen der
integrativen Schule hin. Eine Studie aus
St. Gallen zeigt, dass das Modell über
alle Bevölkerungsgruppen hinweg wirk-

samer ist als separative Klassen. Dabei
gibt es aber einen Kipppunkt: Wenn es
zu viele verhaltensauffällige Kinder in
der Klasse hat, leidet die Leistung der
Mitschüler.DiekritischeGrenze liegt bei
15 bis 20 Prozent, also etwa vier Kindern
pro Schulzimmer. Die Lösung liegt aus
Sicht des Lehrerverbands bei mehr Res-
sourcen – es brauche mehr Lehrperso-
nen, Therapieangebote und Räume.

Kosten sind gestiegen

In diese Richtung entwickelt sich die
Diskussion auch in verschiedenen Kan-
tonen. In Zürich haben Politiker von
FDP, GLP und SVP Mitte Juli die kan-
tonale Förderklassen-Initiative einge-
reicht. Sie wollen separate, heilpädago-
gisch geführte Klassen einführen. Dort
sollen verhaltensauffällige Schüler für
mindestens ein halbes Jahr unterrichtet
werden können, bevor sie in den Regel-
unterricht zurückkehren. In Basel-Stadt
diskutiert das Parlament aufgrund einer
Initiative ebenfalls punktuelle Separa-
tionsgruppen und zusätzliche Förder-

massnahmen, hält aber im Grundsatz
auch an der Integration fest.

Das alles geht ins Geld. Die Bas-
ler Regierung hat die zusätzlichen För-
dermassnahmen auf 16,2 Millionen pro
Jahr veranschlagt. Mit jährlichen Aus-
gaben von 1,5 Milliarden hat Basel-
Stadt jetzt schon die teuerste Schule der
Schweiz. Doch auch im landesweiten
Schnitt sind die Kosten der obligato-
rischen Schule in den letzten zwanzig
Jahren gestiegen.Am deutlichsten wird
das, wenn man die Ausgaben pro Kind
anschaut. Der reine Personalbedarf pro
Schüler 2021 betrug laut Bundesamt für
Statistik im Schnitt 14 772 Franken, das
sind 50 Prozent mehr als noch vor zwan-
zig Jahren.

An der Zufriedenheit der Lehrperso-
nenhat sichdennochnichts verbessert,im
Gegenteil. Man kann deshalb die Frage
stellen, ob mehr Ressourcen die Situa-
tion in den Klassenzimmern tatsächlich
entschärfen oder ob es den Lehrperso-
nen an Belastbarkeit mangelt. «Sicher
nicht», sagtMargrit Stamm.Sie ist emeri-
tierte Professorin für Erziehungswissen-

schaften an derUniversität Freiburg und
nimmt die Lehrpersonen als sehr «enga-
giert undmotiviert» wahr.Auch die inte-
grativeSchule findet sie sinnvoll.DasPro-
blem ortet sie auf höherer Ebene: «Die
Bildungspolitik nimmt die Ursachen zu
wenig ernst», sagt Stamm.

Einen Grund für die zunehmende
Belastung sieht sie in den vielen Dia-
gnosen: «Immer mehr Kinder werden
als abnormal oder therapiebedürftig
eingeschätzt», sagt Stamm.Das führe zu
grosser Unsicherheit bei den Kindern,
bei den Eltern und im Klassenzimmer.
Stamm führt aus: «Wenn Sie ein Kind
abklären, finden Sie immer etwas Nega-
tives», sagt sie. Die Folgen seien prekär:
Kinder kämen zu der Überzeugung,
mit ihnen stimme etwas nicht, und die
Eltern brächen in Panik aus. «Sie fürch-
ten, dass aus ihren Kindern später nichts
Anständiges wird.» Diese Angst trügen
die Kinder direkt ins Klassenzimmer,
die Folge sei noch mehr Unruhe.

Für Stamm braucht es deshalb einen
Paradigmenwechsel: einen positiven
Blick auf die Kinder. Wenn das ganze
Schulsystem mehr auf die Fähigkei-
ten der Kinder ausgerichtet werde statt
auf ihre Defizite, stiegen das Selbstver-
trauen und die Bereitschaft der Schüler,
schwierigeThemen anzugehen und Pro-
bleme zu lösen. Das mache das Unter-
richten für die Lehrpersonen einfacher
und steigere die Leistung und die Frus-
trationstoleranz der Kinder.

Aufwertung der Lehre

Klingt das nicht zu gut, um wahr zu
sein? Nein, sagt Stamm. Es gebe bereits
heute Schulen, die solche Ansätze aus-
probierten, etwa die OberstufeWädens-
wil.Aber es brauche ein grosses Umden-
ken in den Erziehungswissenschaften,
der Politik und in den pädagogischen
Hochschulen.

Damit dieser Fokus auf die Fähigkei-
ten undTalente der Kinder besser funk-
tioniert, müsste die Schweiz sich aller-
dings auch gegen die zunehmendeAka-
demisierung der Schule wehren. «Heute
braucht eine Hebamme eine Matur, das
kann es doch nicht sein», sagt Stamm.
Es sei wichtig, die Lehre aufzuwerten
und Kindern aufzuzeigen, dass es auch
ohne Gymnasium gute berufliche Per-
spektiven gebe.Auch das führe zu einer
Entspannung in den Familien und Klas-
sen. «Es ist höchste Zeit, dass die Poli-
tik reagiert», sagt Stamm. Sonst leiden
alle weiter: die Kinder, die Eltern und
die Lehrerinnen und Lehrer.

Bitte melden: Kinder in einer Basler Schulklasse. SIMON TANNER / NZZ

Mutmasslicher China-Spion in Genf festgenommen
Ein Kanadier soll eine chinesische Geheimagentin mit Informationen zu Nordkorea versorgt haben

EVA HIRSCHI, LAUSANNE

Es kommt sehr selten vor, dass in der
Schweiz ein Spion verhaftet wird. Doch
dies war offenbar im Frühling der Fall:
Beim festgenommenen Mann soll es
sich um einen knapp 60-jährigen Kana-
dier handeln, der mit seiner Familie in
Genf wohnt. Früher arbeitete er für
die Uno, er ist in Diplomatenkreisen
bekannt. Zuletzt ist er als selbständi-
ger Umweltberater tätig gewesen, wie
Recherchen derTamedia-Zeitungen, des
«Spiegels» und des auf Nordkorea spe-
zialisierten Onlineportals «NK News»
am Donnerstag zeigen.

Ursprünglich hatte der Nachrichten-
dienst des Bundes (NDB) eine chinesi-
sche Diplomatin beschattet, die sich als
Agentin des militärischen Nachrichten-
dienstes Chinas entpuppt hatte. Doch
dann habe der NDB in der zweiten Jah-
reshälfte 2021mehrmals beobachtet,wie
diese Frau einen Kanadier in Genfer
Restaurants traf und sich diskret mit ihm
austauschte – offenbar auch gegen Geld.
Auch soll derNDBmitgehört haben,dass
es in denGesprächen unter anderem um
nordkoreanischeDiplomaten ging,die in
der Schweiz stationiert waren.

Der Kanadier gilt gemäss «Tages-
Anzeiger» als gut informierter Experte
für Nordkorea. Er hat das Land vor der
Corona-Pandemie besucht und stand in
freundschaftlichem Kontakt zu Diplo-
maten aus Nordkorea in Genf, die er
auch zu sich nach Hause einlud. Selbst
der ehemalige Botschafter soll zum
Bekanntenkreis des Kanadiers gehört
haben.Nordkorea unterhält sowohl eine
Botschaft in Bern als auch eine ständige
Mission bei der Uno in Genf.

Komplexe Beziehungen

Die Vermutung, dass China nordkorea-
nische Diplomaten in der Schweiz aus-
spionieren liess, ist plausibel. In der
Vergangenheit wurden die Diploma-
ten verschiedentlich mit «Spezialmis-
sionen» betreut. So ging etwa der heu-
tige Machthaber Kim Jong Un von 1996
bis 1998 unter demDecknamen Un-pak
in Liebefeld bei Bern zur Schule, als an-
geblicher Sohn eines Diplomaten. Zu-
dem soll ein früherer Botschafter in der
Schweiz dasVermögen der Kim-Familie
imAusland verwaltet haben.

Darüber hinaus war Nordkorea bis
vor kurzem mit einem prominenten

Botschafter in der Schweiz vertreten:
Han Tae Song wurde nach einigen Jah-
ren auf einem Spitzenposten imAussen-
ministerium in Pjongjang zumBotschaf-
ter für die Schweiz ernannt, 2022 präsi-
dierte er die Abrüstungskonferenz der
Uno in Genf, und im Mai 2023 wurde
er in den Exekutivrat der Weltgesund-
heitsorganisation gewählt – bis er An-
fang dieses Jahres plötzlich abreiste.

Gut möglich also, dass China auf die-
sem Weg versuchen wollte, mehr über
Nordkorea herauszufinden. Denn auch
wenn die Nachbarländer 1961 einen
gegenseitigen Verteidigungspakt unter-
schriebenhaben,sosind ihreBeziehungen
aufgrund von Nordkoreas Atomwaffen-
programmkomplex.ChinasoberstePrio-
rität ist die Vermeidung von Instabilität
in der Region. Zwar spricht sich Peking
konsequent gegen die Entwicklung des
nordkoreanischen Atomprogramms aus,
hütet sich aber davor, zu starken Druck
auf Pjongjang auszuüben,um seinenEin-
fluss auf das Land nicht einzuschränken
und destabilisierend zu wirken.

Die Schweiz wiederum ist ein belieb-
ter Ort für chinesische Spionage. Das
zeigte der 2023 veröffentlichte Bericht
des NDB. Die Bedrohung der Schweiz

durch ausländische, hauptsächlich russi-
sche und chinesische Spionage sei gross,
unter anderem aufgrund ihrer Rolle
als Gaststaat internationaler Organisa-
tionen. Gemäss NDB verfüge China in
der Schweiz über Dutzende Nachrich-
tendienstangehörige, die als Botschafts-
oder Konsulatsmitarbeiter getarnt seien.

Laufendes Strafverfahren

Seine Beobachtungen gab der NDB an
die Bundesanwaltschaft weiter. Die chi-
nesische Agentin, die sich 2021 mehr-
mals mit dem Kanadier traf, ist seit län-
gerem nicht mehr in der Schweiz. Die
Bundesanwaltschaft eröffnete aber im
März 2023 ein Strafverfahren gegen
den Kanadier wegen Spionageverdachts
im Zusammenhang mit allen drei dies-
bezüglichen Strafnormen: politischer,
wirtschaftlicher und militärischer Nach-
richtendienst für einen fremden Staat
oder eine ausländische Organisation.
Derzeit befindet sich der Kanadier
in Untersuchungshaft. Es gilt die Un-
schuldsvermutung. Die Bundesanwalt-
schaft gibt zu laufenden Strafverfahren
oder Vorabklärungen im Bereich der
Spionage keine Auskunft.
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